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 Tarifrunde 2010 beschlossen 

Forderungspaket zur  
 
  
Die Gewerkschaften des öffentlichen 
Dienstes halten angesichts der gene-
rellen Entwicklung der Reallohnein-
kommen in den vergangenen zehn 
Jahren und der derzeitigen schwa-
chen Binnennachfrage Einkommens-
steigerungen für zwingend erforder-
lich. Hinzu kommt, dass die Einkom-
mensentwicklung im öffentlichen 
Dienst hinter der durchschnittlichen 
Entwicklung aller Branchen zurückge-
blieben ist.  
 
Die Gewerkschaften verkennen nicht 
die sich deutlich verschlechternden 
Steuereinnahmen und den ansteigen-
den Schuldenstand der Gebietskör-
perschaften. Sinkende Reallöhne sind 
jedoch das falsche Mittel. Notwendig 
sind stattdessen politische Entschei-
dungen zur langfristigen Stabilisierung 
der Staats- und insbesondere der 
Gemeindefinanzen sowie tarifpoli-
tische Maßnahmen zum Erhalt quali-
tativ hochwertiger öffentlicher Dienst-
leistungen.  
 
 
Die Gewerkschaften des öffentlichen 
Dienstes haben am 15. Dezember 
2009 für die Tarifrunde 2010 (Bund und  
VKA) eine Forderung in einem Ge-
samtvolumen von 5 % beschlossen.  

1. Die Erhöhung der Entgelte mit 
einer nachhaltigen sozialen Kom-
ponente. Die Entgelte der Auszu-
bildenden werden um 100 € ange-
hoben. Die Laufzeit der Entgelt-
erhöhung soll nicht länger als bis 
zum 31.12.2010 betragen. Eine Er-
höhung des Volumens des Leis-
tungsentgeltes wird abgelehnt. 

 

 

2. Bis zum Abschluss einer neuen 
Entgeltordnung zum TVöD werden 
die Bewährungs-, Zeit- und Tätig-
keitsaufstiege sowie die Vergü-
tungsgruppenzulagen im vollen 
Umfang wieder eingeführt. 

3. Der Altersteilzeittarifvertrag vom 
05.05.1998 wird unter Berücksichti-
gung der gesetzlichen Entwicklun-
gen verlängert. Weiter wird ange-
strebt, in Verhandlungen über die 
Entwicklung neuer tarifvertrag-
licher Regelungen zu einem flexib-
len Altersübergang einzutreten. 
Gleichzeitig soll eine verbindliche 
Regelung mit dem Ziel der Über-
nahme von Auszubildenden für 
die Dauer von mindestens 24 
Monaten geschaffen werden.  

4. Zur weiteren Modernisierung des 
TVöD sind verbindliche Vereinba-
rungen zu einer kontinuierlichen 
Tarifpflege zu treffen.  
 In einem ersten Schritt soll in der 

Tarifrunde 2010 die Erhöhung 
des Garantiebetrages bei Hö-
hergruppierungen vereinbart 
werden.  

 Daneben soll eine Verständi-
gung über die Behandlung wei-
terer Regelungsbedarfe erfol-
gen. Dies schließt die weitere 
Ost-West-Angleichung mit ein. 

 
Die Gewerkschaften des öffentlichen 
Dienstes halten tarifliche Differenzie-
rungsklauseln für geeignet, den gesell-
schaftlichen Beitrag der gewerkschaft-
lich organisierten Beschäftigten für die 
Gestaltung der Arbeits- und Tarifbezie-
hungen anzuerkennen.  

 


